
Mieterschutzgesetz

von demselben Senat des Bezirksgerichts bzw. dee Obersten 
Gerichts zu entscheiden.

(4) Jedes auf eine Aufhebungsklage ergehende Urteil soll 
einen Hinweis auf den zulässigen Rechtsbehelf sowie auf 
die Form und Frist seiner Einlegung enthalten.

§15
(1) Der Vermieter kann in der Klage neben dem Auf­

hebungsanspruch auch andere Ansprüche erheben, sofern 
sie das gleiche Mietverhältnis betreffen und das Gericht 
auch für sie zuständig ist.

(2) Die Erhebung einer Widerklage ist nur statthaft, 
sofern der Gegenanspruch des Mieters das gleiche Mietver­
hältnis betrifft.

(3) Wird mit der Aufhebungsklage ein Anspruch anderer 
Art verbunden, so ist auf Antrag des Beklagten anzuordnen, 
daß der Anspruch in getrenntem Prozesse verhandelt werde. 
Die Anordnung kann auch von Amts wegen getroffen wer­
den. In entsprechender Weise ist zu verfahren, wenn eine 
Widerklage anderer Art erhoben wird. Die Abtrennung der 
Widerklage ist auf Antrag auch dann anzuordnen, wenn 
der mit ihr erhobene Anspruch die sachliche Zuständigkeit 
des Kreisgerichts übersteigt.

(4) Der Antrag auf Abtrennung ist nur vor der Verhand­
lung des Antragstellers zur Hauptsache zulässig. Die Ab­
trennung von Amts wegen darf nur erfolgen, solange nicht 
eine Verhandlung zur Hauptsache stattgefunden hat und 
darauf ein Beschluß verkündet ist.

§16
(1) Ist die Vollstreckung eines Urteils nach § 4 von der 

Hinterlegung eines Geldbetrages abhängig gemacht, so darf 
von demjenigen Teile des Urteils, welcher die Herausgabe 
des Mietraums zum Gegenstand hat, eine vollstreckbare 
Ausfertigung nur auf Anordnung des Amtsrichters erteilt 
werden. Die Anordnung ist erst zulässig, wenn durch öffent­
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen 
ist, daß die Hinterlegung erfolgt und daß dem Mieter eine
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